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Ministerium des Innern NRW, 40190 Düsseldorf 

Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

für die Mitglieder 
des Innenausschusses 

Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Sitzung des Innenausschusses am 15.05.2025, 
Antrag der Fraktion der AfD vom 02.05.2025 
Schriftlicher Bericht zum TOP „Datenschutz versus Sicherheit- Wie 
positioniert sich die Landesregierung?" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags 

übersende ich den schriftlichen Bericht zum TOP „Datenschutz versus 

Sicherheit - Wie positioniert sich die Landesregierung?". 

Mit freundlichen Grüßen 

(~~ 
Herbert Reul MdL 

/ß. Mai2025 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 15.05.2025 

zum Tagesordnungspunkt 

„Datenschutz versus Sicherheit - Wie positioniert sich die 

Landesregierung?" 

Antrag der Fraktion der AfD vom 02.05.2025 

Herr Minister Reul äußert sich in dem Presseinterview mit der Kölnischen 

Rundschau vom 16.04.2025 zu der zunehmenden Digitalisierung und 

mahnt in diesem Zusammenhang ein angemessenes und 

ausdifferenziertes legislatives Datenschutzniveau an, das den 

Sicherheitsbehörden die für eine effektive Kriminalitätsbekämpfung 

erforderlichen Handlungsmöglichkeiten zur Verfügung stellt. Das Recht 

auf informationelle Selbstbestimmung und das Recht auf Gewährleistung 

der Vertraulichkeit und Integrität informationstechnischer Systeme sind 

grundrechtlich geschützt, sie dürfen aber einfach-gesetzlich 

eingeschränkt werden, wenn sich dies im Rahmen der 

Verhältnismäßigkeit bewegt. Selbstverständlich sind hier auch die 

europarechtlichen Vorgaben zu beachten. 

Das prägnanteste Beispiel ist die Forderung sämtlicher Innenminister 

nach der vollständigen Umsetzung der Rechtsprechung des 

Europäischen Gerichtshofs zur Verkehrsdatenspeicherung im nationalen 

Recht. Nordrhein-Westfalen hat hierzu bereits einen Antrag im Bundesrat 

gestellt. Es ist erfreulich, dass die neue Bundesregierung angekündigt 

hat, eine verfassungsrechtskonforme Speicherpflicht für IP-Adressen und 
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des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Portnummern einzuführen, um diese einem Anschlussinhaber zuordnen 

zu können. 

Erfreulich ist zudem die nunmehr von der Bundesregierung angekündigte 

Rechtsgrundlage für den repressiven Einsatz automatischer 

Kennzeichenlesesysteme im Aufzeichnungsmodus. Seit der Novelle der 

Strafprozessordnung im Jahr 2021 erlaubt diese lediglich den sog. 

Fahndungsmodus. Für eine effektive Kriminalitätsbekämpfung ist aber 

neben dem Live-Abgleich von Kfz-Kennzeichen auch eine temporäre 

Speicherung der erfassten Kennzeichen zielführend. Damit wird den 

Strafverfolgungsbehörden ermöglicht, die Reisebewegungen von 

Täterinnen und Tätern besser nachvollziehen zu können, insbesondere 

zur Bekämpfung der grenzüberschreitenden Organisierten Kriminalität 

und des Terrorismus. Auch hier hat die Innenministerkonferenz bereits 

eine verfassungskonforme Ausgestaltung unter den vom 

Bundesverfassungsgericht vorgegebenen Rahmenbedingungen 

einvernehmlich gefordert. 

Ein weiteres Beispiel ist die schon lange bestehende streng 

zweckgebundene Nutzung der sog. Mautdaten. Nach dem 

Bundesfernstraßenmautgesetz dürfen die Mautdaten nur für die 

Berechnung und Erhebung der Mautgebühr herangezogen werden. Die 

strikte Verwendungsregelung wurde im Jahre 2021 lediglich 

übergangsweise ausgeweitet zur Verfolgung bestimmter 

Ordnungswidrigkeitenverfahren nach dem Güterkraftverkehrsgesetz. Die 

Innenministerkonferenz hatte sich aber bereits zuvor mit einer 

ausnahmsweisen Verwendung der digitalen Mautdaten für die Aufklärung 

schwerster Straftaten im Einzelfall, bei fehlenden sonstigen 

Anhaltspunkten, befasst. Hier haben tragische Einzelfälle in der 

Vergangenheit gezeigt, dass eine restriktive Öffnung der Nutzung zur 

Aufklärung von schweren Kapitalverbrechen angezeigt ist. 
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Als weiteres Handlungsfeld ist beispielsweise der verbesserte 

Datenaustausch zwischen den Polizeien des Bundes und der Länder zu 

nennen. Der Datenaustausch zwischen den Polizeien von Bund und 

Ländern in ihrem gemeinsamen Verbundsystem unterliegt der sog. 

Verbundschwelle nach § 30 Bundeskriminalamtgesetz. Danach ist eine 

Speicherung im Verbundsystem für einen automatisierten Datenabruf 

u.a. nur zulässig, wenn die Daten insbesondere für die künftige 

Verfolgung oder Verhütung von Straftaten von länderübergreifender, 

internationaler oder erheblicher Bedeutung erforderlich sind. Dies führt 

dazu, dass zum Beispiel in einem Fall in der eine Person in einem 

Bundesland wegen Bedrohung nach § 241 StGB verurteilt wurde, in 

einem weiteren Bundesland ein Ermittlungsverfahren wegen Bedrohung 

nach § 241 StGB gegen die Person eingestellt wurde und schließlich in 

einem dritten Bundesland gegen die Person wegen einer Morddrohung 

nach § 126 StGB ermittelt wurde, die Informationen mangels 

Verbundrelevanz nicht im Verbundsystem gespeichert sind. Deshalb 

müssen die Polizeibehörden von Bund und Ländern derzeit bürokratisch 

aufwändige und zeitlich langwierige Abfrageprozesse initiieren, um sich 

ein umfassendes Bild von einem Tatverdächtigen bzw. Störer zu machen. 

Im Koalitionsvertrag ist nunmehr angekündigt, den Datenaustausch u.a. 

unter den Sicherheitsbehörden (insbesondere P20, Verbundspeicherung) 

grundlegend zu verbessern. Dies wird ausdrücklich begrüßt. 

Auch beim Einsatz von Künstlicher Intelligenz sind die europa- und 

verfassungsrechtlichen Vorgaben sowie die des nationalen Rechts 

selbstverständlich einzuhalten. 
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